Regeln der Regierungskommunikation als normative Herausforderung. Das Beispiel der Schweizer Kantone by Baumgartner, S et al.
University of Zurich
Zurich Open Repository and Archive
Winterthurerstr. 190
CH-8057 Zurich
http://www.zora.uzh.ch
Year: 2008
Regeln der Regierungskommunikation als normative
Herausforderung. Das Beispiel der Schweizer Kantone
Baumgartner, S; Donges, P; Vogel, M
Baumgartner, S; Donges, P; Vogel, M (2008). Regeln der Regierungskommunikation als normative
Herausforderung. Das Beispiel der Schweizer Kantone. Zeitschrift für Kommunikationsökologie und
Medienethik:43-47.
Postprint available at:
http://www.zora.uzh.ch
Posted at the Zurich Open Repository and Archive, University of Zurich.
http://www.zora.uzh.ch
Originally published at:
Zeitschrift für Kommunikationsökologie und Medienethik 2008, :43-47.
Baumgartner, S; Donges, P; Vogel, M (2008). Regeln der Regierungskommunikation als normative
Herausforderung. Das Beispiel der Schweizer Kantone. Zeitschrift für Kommunikationsökologie und
Medienethik:43-47.
Postprint available at:
http://www.zora.uzh.ch
Posted at the Zurich Open Repository and Archive, University of Zurich.
http://www.zora.uzh.ch
Originally published at:
Zeitschrift für Kommunikationsökologie und Medienethik 2008, :43-47.
1 
 
Sabrina Baumgartner / Patrick Donges / Martina Vogel 
Regeln der Regierungskommunikation als normative 
Herausforderung. Das Beispiel der Schweizer Kantone. 
 
1. Regierungskommunikation als normative Herausforderung1 
Regierungen bewegen sich in ihrer öffentlichen Kommunikation in einem Spannungsfeld 
unterschiedlicher normativer Anforderungen. Sie sind auf der einen Seite zur öffentlichen 
Information und zur Begründung ihres Handelns verpflichtet, so etwa im Fall der Schweizer 
Regierung durch Artikel 180.2 der Bundesverfassung. Regierungen genießen zweitens eine 
hohe mediale Aufmerksamkeit, so gilt beispielsweise die Exekutive in der Schweiz als 
wichtigster „Resonanzgewinner“ im „neuen Strukturwandel der Öffentlichkeit“ 
(Kamber/Imhof 2005: 145). Zum dritten wird in der Literatur seit den 1990er Jahren eine 
allgemeine Verschiebung des Staatsverständnisses thematisiert, weg von einem handelnden, 
steuernden Staat hin zu einem verhandelnden oder moderierenden Staat (vgl. u.a. Beck 1993; 
Mayntz 1993; Scharpf 1993). Diese Veränderungen von Staatlichkeit führen zu einem neuen 
Verständnis der Regierungskommunikation, etwa dem Vorschlag von Pfetsch, Regieren 
insgesamt als Interdependenzmanagement und kommunikative Leistung zu betrachten (vgl. 
Pfetsch 1998). Auf der anderen Seite ergeben sich aus den genannten Punkten aber auch 
besondere normative Verpflichtungen der Regierung. Die Regierung darf ihre 
Resonanzvorteile nicht missbrauchen, insbesondere nicht zu parteipolitischen Zwecken, und 
sie hat sich der Tatsache bewusst zu sein, dass sie öffentliche Gelder für Kommunikation 
einsetzt. Regierungen lassen sich deshalb als zentrale Kommunikatoren des staatlichen 
Bereichs beschreiben, deren Kommunikation aber zugleich auch demokratietheoretisch 
relevante Fragen aufwirft (vgl. u.a. Pfetsch 2003.). 
Es werden Fragen nach Normen relevant, an denen sich die Regierungskommunikation 
orientieren kann und orientieren soll, und wie die entsprechenden Regeln 
demokratietheoretisch begründet werden können. Und es geht um die Frage, wie und wo 
solche Regeln der Regierungskommunikation angesiedelt werden sollen: Sollen sie durch den 
Gesetzgeber fixiert und damit auch justiziabel gemacht werden, oder besteht die normative 
Herausforderung gerade darin, dass die Regierung sich selbst Regeln auferlegt und damit 
selbst beschränkt?  
Den genannten Fragen werden wir im Folgenden anhand der Regierungskommunikation der 
Schweizer Kantone nachgehen. Die kantonale Ebene ist für eine Analyse der Normen der 
Regierungskommunikation aus drei Gründen von Interesse: Zum ersten weisen kantonale 
Regierungen einige strukturelle Besonderheiten auf, welche die Regierungskommunikation 
beeinflussen: Regierungen in den Kantonen der Schweiz bestehen in der Regel aus 
                                                 
1  Der Beitrag entstand im Rahmen der Forschungsprojekte „Die Regierungskommunikation der Kantone“ und 
„Mediatization and structural changes within political actors and organisations“ (innerhalb des NCCR 
Democracy), die beide vom Schweizerischen Nationalfonds (SNF) gefördert werden. 
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Koalitionen aus drei bis fünf Parteien. Die fünf bis sieben gleichberechtigten Mitglieder haben 
keine interne hierarchische Abstufung (Kollegialitätsprinzip), die einvernehmlich zu 
treffenden Beschlüsse (Konkordanzprinzip) werden ohne Bekanntgabe des 
Abstimmungsverhaltens und der Argumente einzelner Regierungsmitglieder veröffentlicht 
(Vertraulichkeitsprinzip). Dennoch müssen sich Regierungsräte in der Öffentlichkeit 
profilieren, werden sie doch direkt durch das Volk gewählt (vgl. grundlegend Vatter 2006). 
Zum zweiten findet in der Schweiz gegenwärtig eine Diskussion um die Rolle von Regierung 
und Verwaltung in der Abstimmungskommunikation statt, die auf kantonaler Ebene im 
Rahmen des Prozesses der Verabschiedung von Öffentlichkeitsgesetzen seit 1993 (siehe 
unten) geführt wird. Drittens ist ein forschungslogischer Aspekt zu nennen: Die Schweiz hat 
mit 26 Kantonen nicht nur proportional zur Einwohnerzahl sehr viele politische Einheiten, 
sondern bedingt durch den starken Föderalismus auch sehr autonome und heterogene, was 
komparative Analysen ergiebig macht. 
2. Legitimation und Legitimität der Regierungskommunikation 
Ausgangspunkt von demokratietheoretischen Überlegungen über die Normen des 
Regierungshandelns sind meist Fragen nach der Legitimation staatlichen Handelns. In 
modernen Gesellschaften soll Legitimation in verstärktem Masse über bzw. durch 
Kommunikation erreicht werden. Die Formel „Legitimation durch Kommunikation“ bringe, 
so Jarren/Sarcinelli (1998: 20), treffend zum Ausdruck, dass Kommunikation selbst 
politisches Handeln sei, „eine conditio sine qua non demokratischer Politik“. Der 
Legitimationsbegriff bezeichnet gemäß Pfetsch „die Geltungsgrundlage sowie die 
Rechtfertigung politischer Entscheidungen, sie sich in kommunizierter Unterstützung durch 
die Bürger manifestiert“ (Pfetsch 2003: 55). Das Prinzip der „Legitimation durch 
Kommunikation“ gelte deshalb, so Sarcinelli an anderer Stelle, für alle relevanten 
gesellschaftlichen Akteure: „Wer im politischen Raum Einfluss ausüben will und dabei 
Legitimität beansprucht, kann dies nur im Lichte der Öffentlichkeit tun“ (Sarcinelli 2003: 40) 
Es besteht also weitgehend Einigkeit darüber, dass der Kommunikation von Regierungen in 
demokratischen Systemen eine legitimitätskonstitutive Bedeutung zukommt. Die 
demokratietheoretische Herausforderung besteht nun aber in der Frage, ob und wann diese 
Kommunikation selbst legitim ist. Die Frage nach der Legitimation staatlichen Handelns führt 
also direkt zu der für uns hier interessanten Frage nach der Legitimität staatlicher 
Kommunikation. Dürfen Regierungen nur informieren oder sollen sie aktiv kommunizieren? 
Und wie weit dürfen sie in ihrer Kommunikation gehen? 
Die Frage, wie eine angemessene politische Kommunikation aussehen soll, so Sarcinelli 
(2003), sei ein altes Thema wissenschaftlicher und politischer Reflexion – jedoch fehlt es 
noch immer an klaren Antworten. Um die Legitimität staatlicher Kommunikation zu fassen, 
benötigen wir Normen und Regeln, das heißt, es muss geregelt werden, was legitim ist und 
was nicht. Was das jedoch konkret für einzelne Akteure bedeutet, ist in der Literatur 
wiederum unklar. Ein Blick in die einschlägige deutschsprachige Literatur zeigt, dass man 
sich meist auf ergebnisorientierte Normen bezieht, also auf Ziele der Kommunikation. Hier 
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sind Begriffe wie Legitimität oder Partizipation, aber auch Responsivität, Vertrauen etc. zu 
nennen (vgl. u.a. Marcinkowski/Meier/Trappel 2006: 13f.). Prozessorientierte Normen, also 
Aussagen darüber, wie die Regierungskommunikation konkret beschaffen sein soll, sind in 
der Literatur hingegen seltener zu finden.  
Abbildung 1: Legitimität staatlicher Kommunikation 
Legitimation staatlichen Handelns
Legitimität staatlicher 
Kommunikation
Ergebnisorientierte Normen
(Ziele der Kommunikation)
Legitimation durch     Kommunikation
Prozessorientierte Normen
(Beschaffenheit der 
Kommunikation)
 
Quelle: eigene Darstellung 
Einige Beispiele solcher prozessorientierter Normen nennt Jarren (2005), indem er versucht, 
Anforderungen an die Kommunikation staatlicher Akteure zu formulieren. Neben dem 
Kriterium der Verantwortlichkeit sollte die Regierungskommunikation kontinuierlich 
erfolgen, sowie wahr, sachlich, verhältnismäßig, transparent und richtig sein (vgl. Jarren 
2005: 51f.). Ähnliche Kataloge prozessorientierter Normen finden sich auch in der Praxis. So 
hat in der Schweiz im Jahr 2003 die Konferenz der Informationsdienste des Bundes (KID) ein 
Leitbild für die Kommunikation von Bundesrat und Bundesverwaltung ausgearbeitet, in 
welchem festgehalten ist, dass die Information und Kommunikation aktiv, frühzeitig und 
kontinuierlich erfolgen soll; sie sollte sachgerecht, wahr, einheitlich, umfassend und 
koordiniert sein, sowie dialogorientiert, transparent und zielgruppen- und mediengerecht 
aufbereitet werden (vgl. KID 2003). 
3. Empirische Befunde zu normativen Regeln der Regierungskommunikation 
Die Regeln der Regierungskommunikation in den Kantonen werden mittels einer qualitativen 
Dokumentenanalyse erhoben. In einem ersten Schritt wird geprüft, ob Regelungen auf der 
Stufe der Verfassung vorhanden sind und ob weitere gesetzliche Regelungen existieren. In 
einem zweiten Schritt geht es dann um die internen Regelungen, also um die Frage, ob sich 
die Regierungen selbst Normen in Form von Leitbildern oder anderen festgeschriebenen 
Regeln zur Kommunikation gegeben haben.  
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3.1 Stufen der Regelung 
Es sind vier Stufen der Regelung der Regierungskommunikation empirisch auszumachen: 
Verfassungen, Gesetze, Verordnungen und Leitbilder. Die Verfassung und die Gesetze sind 
im Parlament ausgehandelt worden, also weitgehend ausserhalb des Einflussbereiches der 
Regierung entstanden. Diese beiden Dokumenttypen haben die höchste Verbindlichkeit. 
Verordnungen sind eine Zwischenform: auf der einen Seite setzen sie das um, was in 
Verfassung und Gesetzen geregelt ist, auf der anderen Seite werden sie von der Regierung 
selbst ausgearbeitet, wobei der Regierung je nach Situation sehr viel Spielraum zukommen 
kann. Als letztes sind mit der tiefsten Verbindlichkeit die Leitbilder zur 
Regierungskommunikation zu erwähnen. Sie werden von der Regierung selbst ohne Einbezug 
des Parlaments oder anderer Akteure ausgearbeitet. In den oben aufgeführten Dokumenten 
wird nun systematisch nach Regelungen der Kommunikation gesucht und diese in Bezug auf 
die darin genannten Normen analysiert.  
Als erstes stellt sich die Frage, auf welchen möglichen Stufen sich Regelungen der 
Regierungskommunikation finden lassen. In 20 (von 26) Kantonen finden sich Artikel zur 
Regierungskommunikation in der Verfassung und immerhin 17 Regierungen haben sich ein 
Leitbild bezüglich ihrer Kommunikation gegeben. Die Zahlen alleine sagen jedoch noch nicht 
viel über die Situation in den einzelnen Kantonen aus. Dazu müssen die verschiedenen 
Kombinationen von Regelungstypen betrachtet werden.  
Abbildung 2: Regelungen kantonaler Regierungskommunikation 
Verfassung Gesetz Verordnung Leitbild Kantone 
Ja Ja Ja Ja 7 AR, FR, GL, NE, UR, VD, ZH 
Ja Ja Ja Nein 5 BE, BL, GE, JU, LU 
Ja Ja Nein Ja 4 AG, BS, SG, SH 
Ja Nein Ja Ja 3 GR, TG, TI 
Nein Ja Ja Ja 1 SO 
Nein Ja Ja Nein 3 NW, OW, VS 
Nein Nein Ja Ja 2 ZG, SZ 
Ja Nein Nein Nein 1 AI 
 
Quelle: eigene Darstellung 
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Die Abbildung zeigt, dass die empirisch erkennbaren Regelungstypen der 
Regierungskommunikation in den Kantonen sehr heterogen sind. Es gibt eine größere Gruppe 
von Kantonen, die die Regierungskommunikation auf allen vier Stufen geregelt haben 
(Appenzell Ausserrhoden, Fribourg, Glarus, Neuchâtel, Uri, Waadt, Zürich). Dann gibt es 
insgesamt 13 Kantone, die bis auf eine Stufe überall Regelungen zur 
Regierungskommunikation kennen (Bern, Basel Land, Genf, Jura, Luzern, Aargau, Basel 
Stadt, St. Gallen, Schaffhausen, Graubünden, Thurgau, Tessin, Solothurn). Nur in fünf 
Kantonen gibt es nur auf zwei Stufen Regelungen (Nidwalden, Obwalden, Wallis, Zug, 
Schwyz), und nur im Kanton Appenzell Innerrhoden besteht lediglich auf Verfassungsstufe 
eine Regelung der Regierungskommunikation.  
Diese Ergebnisse liegen quer zu allen Erwartungen. Es gibt keinen Unterschied zwischen 
grossen und kleinen Kantonen und auch keine Ähnlichkeiten zu Typologien aus der 
vergleichenden Kantonsforschung (vgl. Vatter 2002: 405). So stimmen die Typen auch nicht 
mit der Häufigkeit von Wahlen in den Kantonen oder mit den Wähleranteilen der 
Regierungsparteien überein. Das einzige, was sich feststellen lässt, ist eine höhere 
Regelungsdichte in den französischsprachigen Kantonen: die Kantone Fribourg, Neuchâtel, 
Waadt, Genf und Jura finden sich alle in den ersten zwei Gruppen wieder. 
3.2 Inhalte der Regelung 
Die bisherigen Auswertungen haben gezeigt, auf welcher Stufe sich Regeln der Regierungs-
kommunikation finden lassen. Nun geht es darum zu zeigen, welche Normen auf welchen 
Stufen genannt werden. Dabei wird nach der oben eingeführten Unterscheidung zwischen 
ergebnis- und prozessorientierten Normen vorgegangen.  
Auf der Verfassungsstufe finden sich relativ wenige normative Bezüge und es lässt sich kein 
großer Unterschied zwischen ergebnis- und prozessorientierten Normen feststellen. Oft wird 
einfach die Pflicht zur Kommunikation in der Verfassung festgeschrieben, ohne genauere 
Angaben dazu zu machen, wie diese Kommunikation auszusehen hat. Lediglich in 12 der 20 
Verfassungen, in denen Regierungskommunikation festgeschrieben ist, finden sich explizite 
normative Bezüge. Eine typische Formulierung hierzu findet sich in der Verfassung des 
Kantons Aargau von 1980: „Die Öffentlichkeit wird laufend über die Tätigkeit der Behörde 
informiert“ (vgl. § 73, Verfassung des Kantons Aargau).  
Auf der Stufe der Gesetze finden sich im Vergleich zur Verfassungsstufe viele Nennungen 
von Normen der Regierungskommunikation. Auffällig ist die deutliche Überzahl von 
prozessorientierten Normen, es finden sich allgemein sehr wenige ergebnisorientierte 
Normen. Deutlich am meisten Normen finden sich dabei in den Öffentlichkeits- und 
Informationsgesetzen. In den neun bestehenden Gesetzen finden sich rund 40 Nennungen von 
ergebnis- und prozessorientierten Normen (wobei nur sechs normative Bezüge als 
ergebnisorientierte Normen eingestuft werden können). Interessant ist, dass in sechs der neun 
Öffentlichkeitsgesetzen dieselben prozessorientierten Normen genannt werden (es handelt 
sich um die Öffentlichkeitsgesetze der Kantone Genf 2001, Jura 2002, Neuchâtel 2006, 
Solothurn 2001, Uri 2006 und Waadt 2002). Beispielhaft wird hier das Öffentlichkeitsgesetz 
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des Kantons Genf zitiert, in dem steht: „Die Information muss exakt, komplett, klar und 
schnell erfolgen“ (vgl. § 16, Loi sur l’information du public et l’accès aux documents, eigene 
Übersetzung). Die sechs Gesetze stammen alle aus verschiedenen Jahren. Die Nennung von 
gleichen Normen weist darauf hin, dass sich die Kantone an bestehenden Gesetzen orientieren 
und darin enthaltene normative Bezüge übernehmen.  
Ganz im Gegensatz zur Gesetzesstufe finden sich auf Stufe der Verordnung fast keine 
Normen. Wenn Normen auf Verordnungsstufe genannt werden, dann vor allem in 
Informationsverordnungen. Auch hier zeigen sich Ähnlichkeiten zwischen den Kantonen. Die 
Informationsverordnungen der Kantone Luzern aus dem Jahr 1997 und Obwalden von 1992 
beziehen sich zu einem großen Teil auf dieselben Normen zur Regierungskommunikation (als 
Beispiel: „Die Öffentlichkeit wird nach Maßgabe des allgemeinen Interesses über die 
Tätigkeit des Regierungsrates und der Verwaltung umfassend, offen, aktiv und zeitgerecht 
informiert“, vgl. §1 der Informationsrichtlinien des Kantons Obwaldens, 1992). 
Die meisten Normen werden jedoch auf der Stufe der Leitbilder genannt. Im Vergleich zu den 
anderen drei Stufen finden sich hier je nach dem drei bis fünf Mal so viele normative Bezüge. 
Auffällig ist zudem, dass sich fast doppelt so viele prozessorientierte wie ergebnisorientierte 
Normen finden lassen, es aber in den Leitbildern im Vergleich zu den anderen drei Stufen mit 
Abstand am meisten ergebnisorientierte Normen gibt. Ergebnisorientierte Normen finden sich 
folglich fast ausschließlich in Leitbildern. 
Die Frage ist nun, welche Normen in den Leitbildern am häufigsten genannt werden. Bei den 
ergebnisorientierten Normen dominiert die Kategorie „Verständnis/Vertrauen schaffen“, die 
in 11 der 17 Leitbilder genannt wird. Diese Kategorie umfasst alle Aussagen dahingehend, 
dass Kommunikation Verständnis und Vertrauen in die Regierungsarbeit generieren und 
fördern muss. In neun Leitbildern wird zudem das Ziel der Legitimität (Kommunikation, um 
Unterstützung in der Öffentlichkeit zu erhalten/Entscheide legitimieren) und der Responsivität 
(Dialog pflegen, Beziehung zur Öffentlichkeit pflegen) durch Kommunikation aufgeführt. 
Bei den prozessorientierten Normen, also der Frage danach, wie die 
Regierungskommunikation beschaffen sein sollte, überwiegt die Kategorie „transparent“: In 
12 von 17 Leitbildern wird davon gesprochen, dass die Regierungskommunikation offen und 
transparent zu erfolgen hat. Eine weitere Kategorie, die häufig genannt wird, ist die, dass die 
Kommunikation „vollständig“ (umfassend, komplett) zu sein hat. Genau so oft wird von der 
Kommunikation gefordert, dass sie „frühzeitig/rechtzeitig“ (zeitgerecht, fristgerecht) erfolgen 
soll. In neun Leitbildern findet sich der Hinweis auf Kommunikation, die „kontinuierlich“ und 
„sachlich“ sein soll. 
4. Konklusion 
Der Ausgangspunkt der Untersuchung war die steigende Bedeutung der 
Regierungskommunikation und die These eines erhöhten Bedarfs an Regelungen der 
Regierungskommunikation. Diese Normen und Regeln der Regierungskommunikation 
werden damit auch zu einem Thema in der öffentlichen Diskussion. Der wissenschaftliche 
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Diskurs über diese Regeln und Normen fokussiert vor allem auf ergebnisorientierte Normen. 
Wenig beachtet werden dabei die prozessorientierten Normen, die Auskunft darüber geben, 
wie die Regierungskommunikation beschaffen sein muss, damit sie Legitimation und 
Partizipation erreichen kann. 
Der empirische Blick auf die vorhandenen Regeln der Regierungskommunikation in den 
Schweizer Kantonen wird von der theoretischen Unterscheidung von ergebnis- und 
prozessorientierten Normen geleitet. Die qualitative Dokumentenanalyse zeigt, dass zwar in 
allen Kantonen Regelungen der Regierungskommunikation zu finden sind, diese jedoch sehr 
unterschiedlich ausfallen. Auffallend ist, dass sich deutlich am meisten normative Bezüge in 
den Leitbildern finden. Dies zeigt, dass Normen der Regierungskommunikation vor allem auf 
der unverbindlichsten Stufe zu finden sind, wo sie von der Regierung selbst formuliert werden 
können. Es trifft auch nicht zu, dass in den Leitbildern die in der Verfassung oder den 
Gesetzen festgehaltenen normativen Bezüge übernommen werden. Dem widerspricht schon 
allein die massive Häufung von Normen in den Leitbildern (bis zu fünf Mal mehr Normen). 
Daraus lässt sich schließen, dass die Regierungen sich die Normen ihrer Kommunikation zu 
einem großen Teil selbst geben. 
Diese Feststellung ist einerseits problematisch, da die Leitbilder nicht vom Gesetzgeber, also 
dem Parlament legitimiert sind, wie dies bei der Verfassung und den Gesetzen der Fall ist. 
Andererseits ist es normativ zu begrüßen, dass solche Leitbilder der 
Regierungskommunikation überhaupt existieren. Die öffentliche Selbstverpflichtung der 
Regierungen zu einer verantwortungsvollen und angemessenen Kommunikation ist eindeutig 
besser als keine Regelungen. Zudem käme das Festschreiben von Regeln auf Verfassungs- 
und Gesetzesstufe einer Verrechtlichung der Kommunikation gleich, die in der 
Rechtswissenschaft durchaus problematisch gesehen wird (vgl. Mahon 1999: 321; Saxer 
2004). Das Fazit ist also, dass die Kantone die normative Herausforderung an ihre 
Regierungskommunikation seit Mitte der 1990er Jahre angenommen haben und hier vor allem 
auf eine Selbstregelung setzen. 
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